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1. Einleitung 

Lobbyismus und Interessengruppen haben in 
Deutschland traditionell einen schlechten Ruf 
und werden oftmals mit heimlicher Macht und 
illegitimen Interessen in Verbindung gebracht 
oder unter den Generalverdacht von Korrup-
tion gestellt. Viele fokussieren auf die „geld- 
und machtgierigen“ Interessenvertreter und 
sprechen von „Lobbyrepublik Deutschland“ 
(Tillack 2015), in der die Politiker nur die Ma-
rionetten der die Strippen ziehenden Lobbyis-
ten sind.  

Diesem Verständnis von Lobbyismus soll hier 
eine alternative Hypothese gegenüber gestellt 
werden: Im Gegensatz zu der in der Literatur 
weitverbreiteten Ansicht, dass Lobbyisten ak-
tiv an die eher passiv (re)agierenden politi-
schen Akteure herantreten, soll im Weiteren 
argumentiert werden, dass politische Akteure 
planmäßig und gezielt die Grundlagen für um-
fangreiches Lobbying legen und die Lobbyak-
tivitäten aus eigenen politischen Motiven ak-
tiv forcieren, ausweiten und in die von ihnen 
gewünschte Richtung lenken. Hierfür nutzen 
sie eine Kombination aus drei Strategieele-
menten: Auf der Grundlage einer vor allem ge-
sinnungsethisch fundierten Wertepolitik wol-
len politische Akteure durch Kommunikation 
und Öffentlichkeitsarbeit politisch mobilisie-
ren. Sie wollen sich durch wissenschaftliche 
Expertise eine Legitimationsgrundlage schaf-
fen sowie durch die Schaffung geeigneter öko-
nomischer Anreize Teile der Bevölkerung 

besserstellen und in den Prozess der Durch-
setzung ihrer Politik einbinden. Auf diese 
Weise schaffen und sichern sich politische Ak-
teure wichtige Unterstützerkoalitionen so-
wohl bei der Formulierung als auch bei der 
Durchsetzung ihrer Politik. Dies soll am Bei-
spiel des „grünen Lobbyismus“ in Deutschland 
dargelegt werden, der angesichts des rapide 
zunehmenden Gestaltungs- und Steuerungs-
anspruchs des Staates insbesondere in der 
Energie- und Klimapolitik in Deutschland 
(„gesellschaftliche Transformation“) beson-
ders verbreitet ist. Die nachfolgende polit- und 
verhaltensökonomischen Betrachtung nimmt 
das Spannungsverhältnis von staatlicher 
Macht, Allmachtsanspruch, Lobbyismus und 
Korruption in den Blick.  

 

2. Lobbyismus und Korruption – 
legale und illegale Interessen-
durchsetzung 

Lobbyismus ist eine Form der gesellschaftli-
chen Interessenvertretung, bei der gesell-
schaftliche Gruppen durch Information, Kom-
munikation und persönlichen Austausch Ver-
treter staatlicher Stellen, des Parlaments oder 
die Öffentlichkeit systematisch und gezielt zu 
beeinflussen versuchen (Alemann & Eckert 
2006, S. 4-6). Diese Art der Interessenvertre-
tung ist grundgesetzlich zulässig und aus de-
mokratietheoretischen Gründen im Sinne der 
Pluralismus-Theorie gesellschaftlich er-
wünscht (Lösche 2006, S. 53-55). Da 
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Interessengruppen und Verbände elementare 
Bestandteile moderner demokratischer Ge-
sellschaften sind, ist die Vielfalt und die Betei-
ligung der verschiedenen Interessengruppen 
für die Zukunftsfähigkeit eines demokrati-
schen und freiheitlichen Gemeinwesens es-
senziell (Sebaldt & Straßner 2004, S. 13).  

Demgegenüber stellt Korruption eine illegale 
Form der Interessendurchsetzung dar. Kor-
ruption wird in der klassischen Form definiert 
als die „missbräuchliche Inanspruchnahme ei-
nes öffentlichen Amtes für private Zwecke“ 
(Senturia 1931, S. 449) und umfasst Verhal-
tensweisen, die in einer demokratischen und 
rechtsstaatlichen Gesellschaft mehrheitlich 
abgelehnt und sanktioniert würden – voraus-
gesetzt, die Gesellschaft ist darüber infor-
miert. Korruption ist ein weiter sozialwissen-
schaftlicher Begriff, die darunter zu fassenden 
einzelnen Handlungen sind grundsätzlich in 
jedem Rechtsstaat strafbewehrt und in spezi-
ellen Paragrafen strafrechtlich normiert 
(StGB). Korruption bezeichnet daher ein ge-
sellschaftlich unerwünschtes und gesell-
schaftszerstörendes Verhalten (Wolf 2021, S. 
21-23 und Pritzl & Schneider 1999, S. 312). 

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich das 
Verhältnis zwischen Staat und Interessen-
gruppen grundlegend verändert und weiter 
ausdifferenziert, was sich mit den Schlagwor-
ten Pluralisierung, Spezialisierung und Profes-
sionalisierung der Lobbyarbeit sowie mit Medi-
atisierung und Digitalisierung kennzeichnen 
lässt (Winter 2024, Kap. 3 und Schiffers 2023, 
S. 458). Es haben sich neue Lobby-Akteure 
herausgebildet (Unternehmensberatungen, 
Rechtsanwaltskanzleien oder Public-Affairs-
Agenturen, aber auch lokale/ regionale Nicht-
Regierungsorganisationen und Bürgerinitiati-
ven) (Zimmer & Speth 2015). Der Einfluss von 
Gruppen, die nicht-erwerbswirtschaftliche 
oder öffentliche Interessen aus den Bereichen 
Menschen- und Bürgerrechte sowie Umwelt- 
und Klimaschutz vertreten, hat zugenommen. 

Auch durch den politisch forcierten Ausbau 
der erneuerbaren Energien haben sich die 
ökonomischen, aber auch zivilgesellschaftli-
chen Interessen erheblich verändert, und es 
haben sich neue Akteure sowie neue Formen 
der Interessenvermittlung herausgebildet 
(Döhler 2023, S. 370-73). Die politische Kom-
munikation hat sich durch Mediatisierung und 
Digitalisierung fortentwickelt, in der die 
Lobby-Akteure selbst aktiv Themen setzen 
(„agenda-setting“) und eigene Kampagnen 
führen („campaigning“).  

Die Komplexität der Sachverhalte steigt, weil 
die Anforderungen in einer modernen demo-
kratischen Gesellschaft weiter zunehmen (z. B. 
Klima-, Umwelt- und Gesundheitsauflagen). 
Gleichzeitig hat sich in Deutschland ein zuneh-
mender und mittlerweile (fast) allumfassen-
der Gestaltungs- und Steuerungsanspruch des 
Staates unter dem Stichwort „gesellschaftliche 
Transformation“ herausgebildet, der einer-
seits zu einem starken Anstieg der staatlichen 
Aktivitäten sowie der Zahl der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst geführt und anderer-
seits die Grundlage für eine umfangreiche An-
spruchshaltung der Bevölkerung und der Un-
ternehmer gegenüber dem Staat gelegt hat. 
Parallel zur Komplexität der Sachverhalte ha-
ben sich auch die Lobbyaktivitäten entwickelt: 
Die Zahl der Lobbyisten in Berlin ist auf ca. 
6.000 gestiegen (Tillack 2015, S. 7). Und in 
Brüssel wird die Zahl der Lobbyisten von Lob-
bycontrol auf rd. 30.000 geschätzt. 

In den vergangenen Jahren haben die Regie-
rungen über alle Parteigrenzen hinweg ein in-
strumentelles Verhältnis zu Wissenschaft und 
Politikberatung entwickelt: Die fachliche und 
personelle Distanz zwischen Ministerialver-
waltung und Wissenschaft hat sich verringert, 
und die Politik hat die Nutzung externer Bera-
tungsleistungen zunehmend professionali-
siert. Politik und Ministerialverwaltung haben 
ihre hoheitliche Stellung als Initiatoren von di-
versen Gremien, Runden Tischen und Kom-
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missionen gezielt professionalisiert und die 
„Feinschrauben des institutionellen Designs“ 
(Gobert 2014, S. 231) so perfektioniert, dass 
sie die gewünschte Beratungsleistungen in ih-
rem politischen Sinne initiieren und punktge-
nau hervorbringen können. Gleichzeitig 
nimmt die Relevanz klassischer ergebnisoffe-
ner Beratungsgremien (wie Wissenschaftliche 
Beiräte, Sachverständigenrat, Monopolkom-
mission) ab ober wird über die personelle Be-
setzungspolitik der Politiker in ihrem Sinne 
gesteuert. Ein wachsendes gesellschaftliches 
Beratungsangebot hat den Spielraum der poli-
tischen Akteure für die instrumentelle Nut-
zung der Beratungsleistungen vergrößert, die 
mit den eigenen politischen Interessen und 
moralischen Wertevorstellungen kompatibel 
sind (Döhler 2023, S. 375). Wissenschaftliche 
Dissense bieten für politische Akteure die ide-
ale Gelegenheit, sich gezielt auf dem Markt für 
Beratungsleistung zu bedienen, was auch der 
„Politisierung der Politikberatung“ weiter Vor-
schub leistet. Die Politik besetzt – wie selbst-
verständlich – Expertengremien mit denjeni-
gen Experten, von denen sie eine ihr genehme 
Stellungnahme erwartet und das politische 
Ziel bzw. die politische Entscheidung zu recht-
fertigen hilft: Die „Ethikkommission für eine 
sichere Energieversorgung“ sollte nach dem 
Unglück in Fukushima 2011 den Ausstieg 
Deutschlands aus der Kernenergie gesell-
schaftlich legitimieren. Und die „Kommission 
für Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-
gung“ (kurz: Kohlekommission 2019) sollte 
dem gesellschaftlichen Ausstieg aus der Kohle 
den Weg bereiten.  

 

3. Lobbying und Rent-Seeking 

Lobbyismus findet im Spannungsfeld von legi-
timer Interessenvertretung und einhergehen-
der möglicher Gefährdung demokratischer 
und rechtsstaatlicher Grundprinzipien statt. 
Dieses Spannungsfeld ist vom Zeitablauf, von 

der jeweiligen Gesellschaft und der politi-
schen Kultur („Politikstil“) abhängig und da-
her stets „spannungsgeladen“ und bedarf re-
gelmäßig einer Neujustierung. Als wichtige 
Politikfelder des Lobbyismus lassen sich die-
jenigen Bereiche identifizieren, in denen der 
Staat regulatorisch oder eigenwirtschaftlich tä-
tig ist und damit – aus politökonomischer 
Sicht – Eigentumsrechte definiert, zuerkennt 
bzw. ändert. Dies ist besonders in der Energie-
politik und beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien der Fall (Cassel 2023, S. 858-59). Da 
die Interessengruppen versuchen, sich ökono-
misch lukrative Eigentumsrechte anzueignen, 
kommt hier die Theorie des „Rent-Seeking“ als 
Analyseinstrument ins Spiel (Buchanan et al. 
1980). Unter Rent-Seeking lassen sich die viel-
fältigen Bemühungen der gesellschaftlichen 
Gruppen verstehen, staatliche Eingriffe in die 
(marktwirtschaftliche) Allokation der volks-
wirtschaftlichen Güter herbeizuführen und 
sich die hierdurch geschaffenen (Renten-) Ein-
nahmen anzueignen. Renten entstehen dort, 
wo staatliche Eingriffe und Regulierungen di-
rekt oder indirekt zu künstlichen Wettbe-
werbs- oder Preisverzerrungen und somit zu 
staatlich gewährten Einkommens- oder Trans-
ferzahlungen führen. Staatliche Eingriffe be-
gründen viele neue oder verändern bereits be-
stehende Eigentumspositionen und schaffen 
so privilegierte und staatlich geschützte Ren-
ten, um deren Aneignung sich einzelne Perso-
nen (individuelles Rent-Seeking) oder gesell-
schaftlich organisierte Gruppen (kollektives 
Rent-Seeking) bemühen (Tollison 1982). Die 
politischen Akteure besitzen hoheitliche 
Macht, den institutionellen Rahmen für das 
Rent-Seeking zu gestalten, und sind so die 
zentralen Akteure in diesen gesellschaftlichen 
Verteilungskonflikten. Das Handeln der politi-
schen Akteure und die Ausgestaltung der insti-
tutionellen Rahmenbedingungen setzen grund-
legende Anreize zur Fortführung und Intensi-
vierung weiterer Lobbyaktivitäten. Im Ener-
giebereich entscheidet der Staat z.B. über 
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staatlich festgesetzte Preisbestandteile für 
Strom und über verschiedene Ausnahmetat-
bestände im Erneuerbaren Energien-Gesetz 
(EEG), von denen die erneuerbaren-Energien-
Produzenten bzw. andere gesellschaftliche 
Gruppen unmittelbar profitieren. Die erneuer-
baren Energien-Lobby ist innerhalb weniger 
Jahre zu einem starken Akteur in der Energie- 
und Klimapolitik in Deutschland geworden 
(Corbach 2018, S. 103-131). Je mehr der Staat 
– im Rahmen der proklamierten „gesamtge-
sellschaftlichen Transformation“ – die Eigen-
tums- und Verfügungsrechte aktiv gestaltet, 
also zu einem Wohlfahrts-, Interventions- und 
Umgestaltungsstaat wird, desto umfangrei-
cher und intensiver sind die vielfältigen Be-
mühungen der „Rent-Seeker“ und damit auch 
die vielfältigen Lobbyaktivitäten.  

 

4. Staatliche Akteure forcieren Lobby-
ismus 

Politische Akteure wollen die Gesellschaft 
nach ihren Vorstellungen, Werten und Zielen 
gestalten bzw. verändern. Aus Sicht der öko-
nomischen Public Choice-Theorie lässt sich 
Politik als ein Markt für politische Dienstleis-
tungen auffassen, der die Bereitstellung öf-
fentlicher Güter, politische Regulierungen so-
wie Subventionen in den jeweiligen Politikfel-
dern umfasst. Politiker sind Anbieter von poli-
tischen Dienstleistungen, während Bürger, 
Unternehmer und andere Akteure wie insbe-
sondere spezifische Interessen- und Lobby-
gruppen, die wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Einzelinteressen oder spezifische ideolo-
gische Interessen vertreten, die Nachfrager 
nach politischen Dienstleistungen sind (Sta-
delmann & Frank 2023, S. 184-185). Politische 
Dienstleistungen werden gegen Wählerstim-
men, Geld und weitere Tauschmittel wie Infor-
mationen, Einfluss und Vertrauen oder Zeit-
ressourcen getauscht.  

Der Markt für politische Dienstleistungen ist 
intransparent und unvollkommen, weil Bürger 
und Lobbygruppen zum einen unterschiedlich 
gut über Politik informiert und viele gesell-
schaftliche Probleme meist hoch komplex sind 
und zum anderen die politischen Akteure in 
ihrer hoheitlichen Stellung über Monopol-
macht und somit über einen politischen Gestal-
tungsspielraum verfügen, den sie aktiv für ihre 
politischen und persönlichen Ziele nutzen 
können (Stadelmann & Frank 2023, S. 186-
192). Rechtsstaatliche und demokratische In-
stitutionen, die diese hoheitliche Monopol-
macht einschränken und dem Gestaltungs-
spielraum nachvollziehbarer machen, führen 
oft zu besseren kollektiven Entscheidungen 
und zu höherem Wohlstand der Gesellschaft 
(Acemoglu & Robinson 2014, S. 100-113 und 
North 1991). Auf dem politischen Markt tre-
ten Externalitäten in Form von Benachteili-
gungen, Besteuerung oder sonstige Belastun-
gen von einzelnen Bevölkerungsgruppen auf. 
Die Entscheidungen der politischen Akteure 
beeinflussen einige Bevölkerungsgruppen po-
sitiv, während sie andere benachteiligen oder 
finanziell belasten. Das Lobbying von NGOs für 
höhere Umweltstandards kann folglich zu Ex-
ternalitäten und Kosten für Dritte im In- und 
Ausland führen. Gut organisierte Lobbygrup-
pen werden sich daher bemühen, politische 
Entscheidungen zu ihren Gunsten und zulas-
ten anderer gesellschaftlicher Gruppen zu be-
einflussen (Stadelmann & Frank 2023, S. 191).  

Die politischen Akteure bemühen sich, diese 
Charakteristika der politischen Märkte (In-
transparenz, staatliche Monopolmacht und 
Externalitäten) für ihre eigenen politischen 
oder persönlichen Ziele einzusetzen. Die staat-
lichen Akteure sind entgegen anderen her-
kömmlichen Thesen nicht zwangsläufig die 
passiv Reagierenden, die von den Lobbyakteu-
ren angegangen werden. Vielmehr können die 
politischen Akteure selbst der aktive Part sein, 
der gezielt die Lobbyaktivitäten bestimmter 
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Bevölkerungsgruppen auf einer stark werte-
basierten Vorstellung schafft, erweitert und 
ausdehnt und damit zugleich vielfältige neue 
Einkommenserzielungsmöglichkeiten schafft. 
Dieses Phänomen ist besonders in der Ener-
gie- und Klimapolitik weit verbreitet, weshalb 
hier auch von „grünem Lobbyismus“ oder 
„Lobbyismus für Klima“ gesprochen wird (Bo-
janowski & Wetzel 2022, Graw 2019).  

Die Grundvorstellung dafür ist, dass eine – bis-
her vor allem ökonomisch orientierte – Inte-
ressenpolitik von einer moralischen Wertepo-
litik abgelöst wurde. Die moralischen Werte 
werden zur Verfolgung der eigenen politi-
schen Zwecke gezielt eingesetzt und Sachfra-
gen zu moralischen Fragen umgedeutet (Söll-
ner 2024, S. 25-30). Im Klimadiskurs geht es 
vor allem darum, umfassende gesellschaftli-
che Transformationsprozesse zu formulieren 
und anzustoßen, alle Menschen zu einer Ver-
haltensänderung anzuleiten und damit eine 
„kulturelle Hegemonie“ herzustellen (Bo-
janowski 2024b, S. 226-231). Kulturelle Hege-
monie gewinnt man durch die zielgerichtete 
Gestaltung der öffentlichen Meinung, was vor 
allem durch die Betonung und Wiederholung 
der „klimapolitischen Agenda“ in Politik, Me-
dien und Öffentlichkeit gelingt. Die klimapoli-
tische Agenda in Deutschland ist stark gesin-
nungsethisch und deontologisch basiert, weil 
es vor allem darum geht, klimapolitisch „gut“ 
zu handeln und Klimaschutz als pflichtgemä-
ßes Handeln von allen in der Gesellschaft ein-
zufordern (Pritzl & Söllner 2021a, Falk 2022, 
S. 262). Den Gegensatz zur Gesinnungsethik 
bildet nach Max Weber die Verantwortungs-
ethik, bei der der handelnde Mensch bei sei-
nen Handlungen die Gesamtheit der voraus-
sichtlichen Folgen berücksichtigt und sich zu-
rechnen lässt (Weber 1919, S. 57).  

Die Grünen bezeichnen sich selbst als die „mo-
ralischste aller Parteien in Deutschland“ (Pal-
mer 2019, S. 18) und verkörpern das mora-
lisch-überlegene Selbst- und Sendungsbewusst-

sein, das (allein) sie für einen allumfassenden 
gesellschaftlichen (Um-)Gestaltungsauftrag 
moralisch legitimiert. Diese Legitimierung für 
eine gesamtgesellschaftliche Transformation 
Deutschlands nach ihren Vorstellungen 
kommt in ihren Parteiprogrammen deutlich 
zum Ausdruck, wenn dort z.B. ein „klimage-
rechtes“ und nicht ein „menschengerechtes“ 
Wirtschaften propagiert wird (Die Grünen 
2021, S. 19-20). Die Grünen sehen als letzte 
Ursache der die Menschheit bedrohenden Kli-
makrise das Verhalten derjenigen Menschen, 
die rücksichtslos und möglicherweise auch 
bösartig das Klima gefährden, um ihre eigen-
nützigen Interessen zu verfolgen und ihren 
Wohlstand zu sichern. Das eigentliche Prob-
lem, das zu einer Destabilisierung des Weltkli-
mas führt, ist also eine weitverbreitete „nied-
rige“ und „böse“ Gesinnung vieler Menschen.  

Diese gesinnungsethische Perspektive ist be-
quem, rhetorisch eingängig und funktional zu-
gleich: Sie schafft ein klares moralisches 
Feindbild und erlaubt es den Grünen, die Welt 
anhand des Gut-Böse-Schemas einzuteilen 
und ihre eigene moralische Überlegenheit ge-
genüber anderen herauszustellen. So versu-
chen sie mit „moralischen Ansprüchen ihre 
Position zu festigen, dabei schlägt moralische 
Besserwisserei in Bevormundung um“ (Jesse 
2023, S. 290). Denn aus ihrer Sicht kann gutes 
Handeln nur auf guter moralischer Gesinnung 
beruhen, nicht aber auf tatsächlichen positi-
ven Handlungsfolgen. Diese gesinnungsethi-
sche Sichtweise enthebt die gut gesinnten 
Menschen davon, sich über die tatsächlichen 
Handlungsfolgen ihres Tuns und über die zu-
grundeliegenden Sachzusammenhänge zu in-
formieren (Pritzl & Söllner 2021b). Es ist da-
her nicht verwunderlich, dass der politische 
Moralismus die zentrale Grundlage für die kli-
mapolitische Agenda und für die Energie- und 
Klimapolitik in Deutschland ist (Pritzl & Söll-
ner 2021a).  
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5. Zentrale Elemente der klimapoliti-
schen Agenda 

Das Klimaschutzziel wird als das höchste und 
wichtigste gesellschaftliche Ziel verabsolutiert, 
dem sich alle anderen gesellschaftlichen Ziele 
unterzuordnen haben. Der Schutz des Klimas 
wird von den klimapolitischen Akteuren zur 
„Überlebensfrage der Menschheit“ stilisiert 
und mit der höchsten Dringlichkeit versehen, 
was moralische Appelle wie „die Menschheit 
steht am Abgrund“ und „uns bleiben nur noch 
wenige Jahre für den Fortbestand der Zivilisa-
tion“ veranschaulichen. Dieser „apokalypti-
sche Diskurs“ folgt der Logik und Argumenta-
tion von Außerordentlichkeit und Endzeitlich-
keit, der in der Konsequenz weder kritisches 
Nachfragen noch eine Abwägung von Zielen 
oder Mitteln zulässt (Strohschneider 2024, S. 
128-132).  

Zur Zielerreichung wird eine enge national-
staatliche Fokussierung propagiert, nach der 
die Klimaneutralität Deutschlands innerhalb 
der nationalen Grenzen bis 2045 mit ord-
nungsrechtlich-dirigistischen Instrumenten 
und ohne Rücksicht auf die gesellschaftlichen 
Kosten erreicht werden muss. Mit Franz Josef 
Radermacher lässt sich diese nationalstaatli-
che Fokussierung der Klimapolitik auf das 
Scheitern der Weltklimakonferenz 2009 in 
Kopenhagen und auf das konzeptionelle Um-
steuern zu einem System freiwilliger, nicht re-
ziproker nationaler Zusagen zurückführen 
(2020, S. 20-21). In Deutschland haben 50.000 
bis 100.000 überwiegend akademisch gebil-
dete Menschen daraufhin begonnen, diese na-
tionalstaatliche Klimapolitik konzeptionell auf 
alle gesellschaftlichen Bereiche auszubreiten 
und detaillierte Strategien auszuarbeiten (Ra-
dermacher 2024).  

Die Mittel zur Zielerreichung (Ausbau erneu-
erbarer Energien und Elektrifizierung aller ge-
sellschaftlichen Aktivitäten in einer „all 
electric-society“) stehen für die politischen 

Akteure zweifelsfrei fest. Auf diese Weise 
kommt es zu einer klimapolitischen Zielverab-
solutierung bei gleichzeitig gezielter Vernach-
lässigung weiterer – ebenfalls wichtiger – ge-
sellschaftlicher Ziele und alternativer Mittel 
(Pritzl 2023a, S. 139). Diese klimapolitische 
Ziel- und Mittelverabsolutierung steht aller-
dings im Gegensatz zur Pluralismusthese des 
Lobbyismus, bei der – zumindest um die Wahl 
der geeigneten Instrumente – erst noch poli-
tisch gerungen und somit ein gesellschaftli-
cher Kompromiss gefunden werden muss. Das 
moralisch überlegene Selbst- und Sendungsbe-
wusstsein der klimapolitischen Akteure ent-
hebt sie eines solchen gesellschaftlichen Such- 
und Aushandlungsprozesses, denn sie fühlen 
sich selbst als die Verkörperung des Rousse-
auschen „Willens des Volkes“.  

Die gesinnungsethische Fundierung macht 
diese klimapolitische Agenda zu einer eingän-
gigen, leicht verständlichen und – von vielen 
in der Gesellschaft – wünschenswerten Vor-
stellung, die bei vielen Menschen ein „gutes 
Bauchgefühl“ hervorruft, auf viele Sympathien 
stößt und von vielen Medien kaum kritisch 
hinterfragt wird. Denn wer will sich schon der 
erforderlichen „Rettung des Weltklimas“ ent-
gegenstellen? Unter Nutzung des eingängigen 
„klimapolitischen Narrativs“ bzw. „klimapoli-
tischen Framings“ werden dann politische 
Wertvorstellungen vorgebracht und gesell-
schaftliche Forderungen erhoben, die ohne 
eine solche fast klimareligiös aufgeladene Ar-
gumentation kaum zu rechtfertigen wären. 
Denn hiermit werden antiparlamentarische 
und basisdemokratische Vorstellungen ver-
bunden („Wir haben keine Zeit zu verlieren“ 
und „Letzte Generation vor dem Weltunter-
gang“), weil die parlamentarisch-repräsenta-
tiven Verfahren in der Demokratie vielen Akt-
euren angesichts der „bevorstehende Klima-
katastrophe“ zu langsam und zu zeitintensiv 
erscheinen. Das marktwirtschaftliche Koordi-
nationsprinzip unserer Sozialen Marktwirt-
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schaft wird rundweg abgelehnt und stattdes-
sen eine gesellschaftliche Gleichheit, eine glei-
che Zuteilung und eine „gerechte Diskriminie-
rung“ gefordert. Weiterhin werden zentrale 
Prinzipien des Rechtsstaates („wirtschaftliche 
Freiheits- und Eigentumsrechte“, vor allem 
aber „Privateigentum“) abgelehnt, weil sie der 
Umsetzung der aktivistischen Agenda 
schlichtweg im Wege stehen (vgl. Zitelmann 
2023, Issing 2023). Wolfgang Merkel weist da-
rauf hin, dass eine Zurschaustellung der eige-
nen moralischen Überlegenheit notwendiger-
weise mit einer moralisierenden und unange-
messenen Komplexitätsreduktion politischer 
Sachverhalte einhergeht (2021, S. 9-10).  

Damit ist eine konstruktivistische Grundein-
stellung der erwünschten gesellschaftlichen 
Entwicklung verbunden, die auf der Wissens- 
bzw. Wissenschaftsgläubigkeit der Moderne 
und auf der Beherrschbarkeit der Welt durch 
den Menschen im Sinne von Max Weber be-
ruht (Bogner 2021, S. 11-15). Mit dem Motto: 
„Follow the science“ wird eine Wissenschafts-
gläubigkeit praktiziert, der ein naives techno-
kratisches Denken zugrunde liegt und zu einer 
Herrschaft der Wissenschaft und gleichzeitig 
Entpolitisierung des gesellschaftlichen Berei-
ches führt (Strohschneider 2024, S. 112-132). 
Diese Wissenschaftsgläubigkeit – oder auch: 
Verengung der Wissenschaftskommunikation 
– ist aber das Gegenteil von einer „Wissensge-
sellschaft“, in der „wahres“ bzw. verlässliches 
Wissen als wichtigste volkswirtschaftliche 
Produktivkraft entscheidend zur technologi-
schen Entwicklung und zum gesellschaftlichen 
Fortschritt beiträgt (Weitze & Hackl 2016 und 
Weingart 2017, S. 11). Aus einer solchen nai-
ven Wissenschaftsgläubigkeit leiten sich viel-
fältige konstruktivistische Gestaltungsvorstel-
lungen ab, die in immer mehr gesellschaftliche 
Bereichen vordringen und immer kleinteili-
gere staatlichen Handlungsvorgaben und Re-
gulierungen machen. Diese „Gestaltungsopti-
misten“ verkennen aber, dass moderne 

Industriegesellschaften „komplexe Systeme“ 
sind, die sich nicht durch Verbote, Vorschrif-
ten und Anordnungen steuern lassen, sondern 
nur durch allgemeine abstrakte gesellschaftli-
che Regeln, die grundlegend auf Eigenverant-
wortung, Eigeninteresse und Eigeninitiative 
der handelnden Individuen setzen (Tofall 
2023). Die politischen Akteure maßen sich an 
und geben in der Öffentlichkeit vor, die Gesell-
schaft nach ihren Vorstellungen detailliert ge-
stalten zu können, zumindest aber in diese 
Richtung staatlicherseits fördern zu wollen 
(Eisenkopf & Pritzl 2023). Verschiedene kli-
mapolitische Berater und Lobbyorganisatio-
nen bestätigen die politischen Akteure darin, 
dass ihnen alle zur Zielerreichung erforderli-
chen Instrumente zur Verfügung stehen und 
alles nur eine Frage des politischen Willens 
zur Durchsetzung ist. Durch staatlich-diskreti-
onäre Mikrosteuerung wird die Leistungsfä-
higkeit komplexer Systeme aber entscheidend 
beeinträchtigt und deren Funktionsfähigkeit 
letztlich zerstört. Die Vorstellung, dass eine 
Gesellschaft entlang eines politisch vorgege-
benen (Klima-) Pfades transformiert werden 
könne, entspringt letztlich einer konstrukti-
vistischen Grundhaltung. 

 

6. Neue Strategieelemente der „Wen-
depolitiken“ 

Die verschiedenen Wendepolitiken (Energie-
wende, Klimawende, Verkehrswende etc.) 
nutzen die folgenden drei politischen Strate-
gieelemente, die in dieser Form und Intensität 
bei der Realisierung gesamtgesellschaftlicher 
Steuerungsziele so systematisch und zielge-
richtet bisher noch nicht zum Einsatz kamen:  

 

6.1. Umfassende politische Mobilisierung und 
Moralisierung 

Politik formuliert heute gerne wünschens-
werte Zukunftsprojektionen und gesellschaft-
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liche „Endstadien“, wie die Vision einer klima-
neutralen Gesellschaft. Zugleich versuchen 
politische Akteure, die Menschen dazu zu 
bringen, sich gesellschaftlich zu engagieren, 
sich für ihre politischen Interessen und Ziele 
einzusetzen und – verständlicherweise – sie 
selbst und ihre Politik zu unterstützen. Sie 
bringen dazu „Zielwerte“ oder „Zielprojektio-
nen“ für die von ihnen propagierten „Wende-
politiken“ in die Diskussion und betreiben ei-
nen politischen Ambitionswettlauf um die frü-
hestmögliche Klimaneutralität von Bund, Län-
dern oder Kommunen (2050, 2045 oder 2040 
oder sogar noch früher). Diesen Zielwerten 
kommt dann eine Verankerungsfunktion zu, 
weil an ihnen die weitere Entwicklung festge-
macht und – zum Teil jährlich – „gemonitort“ 
wird. Diese Verankerungen gewinnen im ge-
sellschaftlichen Diskurs mitunter eine Eigen-
dynamik, verselbständigen sich von den (ur-
sprünglich) zugrundeliegenden Zusammen-
hängen und werden von gesellschaftlichen 
Gruppen instrumentalisiert. Diese Veranke-
rungsdynamik wird von der Politik gezielt ge-
nutzt. So hat sich die Bundesregierung bei der 
Umsetzung der Energiewende stets bemüht, 
die relevanten Stakeholder einzubinden, de-
ren Informationsbasis zu verbessern und so 
eine höhere Legitimation für Entscheidungen 
zu erreichen (Renn 2015, S. 67-68). In den ver-
gangenen Jahren hat die Regierung auch die 
Handlungsspielräume für gesellschaftliche 
Gruppen und Bürgerinitiativen ausgeweitet, 
um für mehr gesellschaftliche Partizipation zu 
sorgen und so gleichzeitig die klimapolitische 
Agenda weiter voranzutreiben. Politische Ak-
teure setzen in der Umwelt- und Klimapolitik 
insbesondere auf das Engagement von „unor-
ganisierten“ oder „grassroot“-Interessengrup-
pen, vergrößern deren Handlungsspielräume 
beim klimapolitischen Lobbying und unter-
stützen sie in ihrer gruppenspezifischen 
Handlungslogik (Schiffers 2023, S. 465-468): 
Sie versuchen, die Selbstwirksamkeit der in 
der grassroot-Bewegung Aktiven zu erhöhen, 

indem sie zu einer Verankerung des Anliegens 
in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen 
beitragen. Im Gegenzug profitieren die politi-
schen Akteure von der fachlichen Expertise 
und dem zeitlichen Engagement dieser Lobby-
gruppen. Auf diese Weise werden die grass-
root-Bewegungen institutionalisiert und von 
der Regierung als Ansprechpartner auf Augen-
höhe anerkannt (Schiffers 2023, S. 467). Die 
politischen Akteure haben in den vergangenen 
Jahren den institutionellen Rahmen für viele 
im Bereich des Umwelt- und Klimaschutz tä-
tige NGOs und Interessengruppen ausgewei-
tet und sie finanziell gefördert (Projektförde-
rung oder institutionelle Förderung) und so in 
Struktur und Wirkungsmacht gestärkt. 

Die klimapolitischen Interessengruppen be-
gleiten den politischen Prozess und diagnosti-
zieren öffentlichkeitswirksam – und ganz im 
Sinne der politischen Akteure – „Zielverfeh-
lungen“ (z.B. „Klimaschutzlücke“ oder „Ener-
gieeffizienzlücke“), deren drohende Nichter-
reichung im gesellschaftlichen Diskurs Be-
sorgnis, Angst oder Panik hervorrufen und be-
sondere Dringlichkeit in der „politischen 
Nachsteuerung“ nahelegen. Diese „Nachsteue-
rung“ wird politisch oder aber auf dem 
Rechtsweg von den Interessengruppen einge-
fordert. In Deutschland ist ein Trend zur Justi-
zialisierung der Interessenvertretung und 
- durchsetzung festzustellen (Winter 2024, S. 
101), der von den politischen Akteuren – ver-
mutlich auch intentional – ermöglicht und er-
weitert wurde. Durch die gezielte Beschrei-
tung des Rechtsweges versuchen manche 
NGOs, ihre partikularen Zielsetzungen und  
- vorstellungen im Einklang mit der Energie- 
und Klimapolitik in Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft durchzusetzen. So verklagte Green-
peace die Volkswagen AG oder Royal Dutch 
Shell AG auf Einhaltung von politischen Klima-
schutzzielen. Ein jüngst erstelltes Rechtsgut-
achten im Auftrag von BUND und Greenpeace 
wird politisch gezielt genutzt, um eine 
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konkrete Entscheidung der Bayerischen 
Staatsregierung zu erzwingen, nämlich die 
Erdgasprobebohrungen in Bayern zu verbie-
ten. 1  Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) setzt 
mit einer speziellen Abteilung „ökologische 
Marktüberwachung“ darauf, auf juristischem 
Weg die Bundes- und verschiedene Länderre-
gierungen zu einer Verschärfung der klimapo-
litischen Auflagen zu zwingen und fungiert so 
– in einer von der Regierung unterstützten 
oder zumindest geduldeten Weise – zu einer 
„Speerspitze“ einer äußerst restriktiven und 
dirigistischen Klimaüberwachung.2 

Für die politischen Akteure ist es sinnvoll, eine 
gewisse Unsicherheit in der Bevölkerung über 
die Auswirkungen der Klimapolitik aufrecht 
zu halten oder diese noch weiter zu erhöhen 
(Stadelmann & Frank 2023, S. 189-190). Da-
her wird z.B. gerne das „worst-case-Klimasze-
nario“ in den Mittelpunkt gerückt, auch wenn 
es tatsächlich nur mit einer verschwindend 
geringen Eintrittswahrscheinlichkeit unter-
legt ist. Nützliche „Horror-Prognosen“ werden 
instrumentalisiert, um eine einseitige und 
nicht-realistische Fokussierung in der Gesell-
schaft zu erreichen. Hierfür bietet sich das Ext-
remszenario „RCP 8.5-Klimaszenario“ an, weil 
es als worst-case-Klimaszenario das höchst-
mögliche Medienecho erwarten lässt (Bo-
janowski 2024b, S. 249-255). Auch das klima-
politische Framing der Kernenergie als „Hoch-
risikotechnologie“ und die gezielte Verwen-
dung des „Restrisiko“-Begriffs machen Angst 

 
1  „Klimaschutz verpflichtet. Wie Bayerns Wirt-
schaftsminister Gasbohrungen im Freistaat verhin-
dern kann“, Rechtsgutachten im Auftrag von BUND 
und Greenpeace, veröffentlicht am 24.10.2024, on-
line unter: Klimaschutz verpflichtet | Greenpeace, 
abgerufen am 16.11.2024. 
2 Die DUH profitiert seit 2004 von dem rechtlichen 
Sonderstatus und erzielt umfangreiche Einnahmen 
aus der Abmahntätigkeit von Unternehmen und 
Bürgern z.B. bei unzureichender Energiever-
brauchskennzeichnung oder ungenauer DSGVO-

und Panik in der Bevölkerung zu von den poli-
tischen Akteuren (und den Medien) beein-
flussbaren Größen. Und mit jedem Unwetter-
ereignis wird reflexhaft auf den Klimawandel 
verwiesen und ein Bezug hergestellt (Bo-
janowski 2022a).  

 

6.2. Politische Legitimation durch wissen-
schaftliche Expertise 

Politische Akteure versuchen, sich mit dem 
Verweis auf vorgeblich fachliche Expertise 
eine politische Legitimationsgrundlage zu 
schaffen. Die Analysen, Politikempfehlungen 
und konkrete Maßnahmenvorschläge spie-
geln letztlich aber vor allem ihre zugrundelie-
gende moralische Werteposition wider. Hier-
bei wird die „Epistemisierung der Politik“ 
(Bogner 2021) als wichtiges argumentatives 
Element eingesetzt, bei der die Berufung auf 
alternativlose, weil wissenschaftlich begrün-
dete Erkenntnisse gegen kritische Einwen-
dungen immunisieren soll: 

1. Wissenschaftliche Studien werden beauf-
tragt und untersuchen das theoretische Po-
tenzial. Dieses wird in der politischen Dis-
kussion mit dem – bedeutend geringerem 
– praktisch realisierbaren Potenzial – aus 
Unkenntnis oder mit Absicht – gleichge-
setzt. Das theoretische Potenzial be-
schreibt aber letztlich (nur) eine gesell-
schaftliche Wunschvorstellung und bleibt 
somit reine Träumerei.3  

Angaben. Im Koalitionsvertrag gibt die Ampel-Re-
gierung gleichsam eine breite gesellschaftliche Ak-
tivitätsgarantie: „Wir wollen gesetzlich klarstellen, 
dass sich eine gemeinnützige Organisation inner-
halb ihrer steuerbegünstigten Zwecke politisch be-
tätigen kann sowie auch gelegentlich darüber hin-
aus zu tagespolitischen Themen Stellung nehmen 
kann, ohne ihre Gemeinnützigkeit zu gefährden“ 
(Koalitionsvertrag, S. 131).  
3 Eine positive Ausnahme ist die Studie der For-
schungsstelle für Energiewirtschaft, München, zum 

https://www.greenpeace.de/publikationen/klimaschutz-verpflichtet
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2. Bei sog. „Machbarkeitsstudien“ werden die 
Kosten bzw. Finanzierungsaspekte nicht 
berücksichtigt. Von den zahlreichen Stu-
dien zur Energiewende, die oftmals von 
sich behaupten, „kostenoptimierte“ Pfade 
zur Klimaneutralität aufzuzeigen, weisen 
viele keine volkswirtschaftlichen Kosten 
aus. Von den sogenannten „Big 5“ Kli-
maneutralitätsszenarien kommen drei 
Studien ganz ohne den Ausweis von Kos-
ten aus („Klimaneutrales Deutschland 
2045“ von Agora Energiewende, „Auf-
bruch Klimaneutralität“ von dena und 
„Deutschland auf dem Weg zur Klimaneut-
ralität 2045“ als Ariadne-Kopernikus-Pro-
jekt).4 Das Ausblenden der Finanzierungs-
kosten verhindert aber von vornherein 
eine wirtschaftlich sinnvolle Kosten-Nut-
zen-Analyse, eine Betrachtung alternati-
ver Szenarien und eine realistische Umset-
zung und führt zu einer Vernachlässigung 
der ökonomischen und sozialen Dimen-
sion. Wenn diese Planvorstellungen dann 
in die Praxis umgesetzt werden, wird der 
handelnde Mensch zu einem willenlosen 
Erfüllungsgehilfen eines gesellschaftli-
chen (Transformations-)Planes, der nicht 
mehr eigenständig handeln und abwägen 
darf, sondern allein auszuführen und im 

 
Thema „Theoretisches Potenzial von Flusswärme-
pumpen,“ das diesen Potenzialbereich bereits im 
Titel trägt (FfE 2024). Dass es sich hier nur um das 
theoretische Potenzial handelte, kam in der öffent-
lichen Diskussion allerdings zu kurz (Forschungs-
stelle für Energiewirtschaft (FfE) (2024). Wärme-
pumpen an Fließgewässern – Analyse des theoreti-
schen Potenzials in Bayern, München). 
4  Die Studie „BDI-Klimapfade 2.0“ beziffert die 
Mehrkosten bis 2030 gegenüber den Erhaltungsin-
vestitionen, und die Studie „Langfristszenarien für 
die Transformation des Energiesystems in 
Deutschland“ des BMWK weist nur die Teilkosten 
im Stromsektor aus. Für einen Vergleich der „Big 5“ 
Klimaneutralitätsszenarien siehe unter: Szenarien 
zur Klimaneutralität: Vergleich der „Big 5“-Studien 
| Ariadne (ariadneprojekt.de). Erst jüngst scheint 

Sinne des Planes zu „funktionieren“ hat. 
Das Gebäudeenergiegesetz, das – vor al-
lem in der ursprünglichen Fassung – klein-
teilig die individuellen Entscheidungen bis 
in jeden Heizungskeller vorschreibt, 
macht den Hauseigentümer letztlich zu ei-
nem Erfüllungsgehilfen der Klima-Plan-
wirtschaft dieser Bundesregierung (Pritzl 
2023b).  

3. Beauftragung von Studien mit äußerst 
restriktiven Ausgangsbedingungen bzw. 
stark einschränkenden Annahmen: Wer-
den z. B. bei einer gesamtgesellschaftli-
chen Energiesystemstudie von vornherein 
die restriktiven Vorgaben gemacht – Hal-
bierung des Energieverbrauchs einer In-
dustriegesellschaft, der Rest wird mit er-
neuerbaren Energien gedeckt – so  kann 
das zwar technisch korrekt modelliert 
werden, erscheint aber praktisch nicht re-
alisierbar, wenn bekanntlich das mensch-
liche Verhalten, ökonomische Gesetzmä-
ßigkeiten und historische Erfahrungen da-
gegen sprechen. 5  Die Beauftragung von 
Studien mit sehr eingeschränktem Fokus 
bzw. unter Ausblendung des Gesamtzu-
sammenhangs ist instrumental zu sehen: 
Studien zur Erfassung der „Beschäfti-

man dem Finanzierungserfordernis der Energie- 
und Klimapolitik mehr Beachtung zu schenken und 
die volkswirtschaftlichen Kosten in zwei aktuellen 
Studien zu beziffern („Transformationspfade für 
das Industrieland Deutschland“ vom 10.9.2024 
von BDI, BCG und IW sowie „Fortschrittsmonitor 
2024“ von BDEW und EY). 
5 So ganz geheuer scheint es dem Verfasser einer 
derartig konzipierten Studie mit den vom Auftrag-
geber vorgegebenen Annahmen nicht zu sein, denn 
er merkt im Vorwort (selbst-)kritisch an: „Wir sind 
von bestimmten Annahmen, wie zum Beispiel die 
Halbierung der Energieverbräuche ausgegangen, 
die man diskutieren oder kritisieren kann. Deshalb 
müssen Ergebnisse von Energiesimulationen im-
mer im Kontext der Rahmenbedingungen betrach-
tet werden.“ 

https://ariadneprojekt.de/news-de/big5-szenarienvergleich/
https://ariadneprojekt.de/news-de/big5-szenarienvergleich/
https://ariadneprojekt.de/news-de/big5-szenarienvergleich/
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gungswirkungen des erneuerbaren Ener-
gien-Sektors“ vernachlässigen oder unter-
schätzen systematisch den Arbeitsplatz-
abbau in den restlichen Wirtschaftsberei-
chen aufgrund der Verschlechterung der 
Standortbedingungen – vor allem dann, 
wenn diese Studien von Lobbyverbänden 
der erneuerbaren Energien herausgege-
ben werden. So kommen Lutz et al. (2018) 
zum Schluss, dass die Energiewende in 
Deutschland durchgehend positive Be-
schäftigungseffekte aufweist. Keine der 
zahlreichen Energiewende-Studien wurde 
bisher in wissenschaftlichen Journalen 
nach einem peer-reviewed-Standard ver-
öffentlicht. Es fehlt bei der wissenschaftli-
chen Planung und Begleitung der Energie- 
und Klimapolitik in Deutschland ganz of-
fensichtlich der wichtige wissenschaftli-
che Forschungsprozess. 

4. Mithilfe solcher „wissenschaftlicher Stu-
dien“ sichern sich die öffentlichen Auftrag-
geber die argumentative bzw. politische 
Unterstützung der beauftragten Wissen-
schaftler, die sich dann gegen die (zielge-
richtete) politische Verwendung bzw. In-
strumentalisierung dieser Studienergeb-
nisse nicht mehr wehren (können oder 
wollen). Forschungsinstitute und ihre Auf-
tragsstudien werden dann als „Sprach-
rohr“ der eigenen Überzeugung der Auf-
traggeber genutzt und können so „die 
Spur“ zum eigenen Absender erfolgreich 
kaschieren (Corbach 2018, S. 132) und 
sich mit vorgeblich wissenschaftlicher Re-
putation schmücken. Nach Auffassung von 
Christiane Denkwirth, LobbyControl e.V., 
wirkt „mit einem Professorentitel jede 
Aussage gleich viel glaubhafter“ (Pinzler 
2023), was diese Studien dann argumen-
tativ umso wertvoller macht. 

5. Politische Akteure lassen sich von Studien 
und Berichten der ihnen nach- bzw. unter-
geordneten Verwaltungen argumentativ 

unterstützen und begleiten. Die Verwal-
tungen stehen als Teil der Exekutive un-
mittelbar unter dem Einfluss der politi-
schen Akteure bzw. ihrer Ausführungsor-
gane auf Bundes- und Länderebene und 
auf kommunaler Ebene (Kleifeld 2024): So 
stellt der im März 2024 vorgelegte Projek-
tionsbericht des Umweltbundesamtes 
(UBA), das dem Bundesumweltministe-
rium untersteht, fest, dass Deutschland 
seine Klimaziele bis 2030 bei voller Wirt-
schaftskraft erreichen kann (UBA 2024). 
Diese Aussage beruht allerdings auf einer 
affirmativ-programmatischen Aussage, ei-
nem Zirkelschluss und der gezielten Aus-
blendung des Gesamtzusammenhangs: 
Die Klimaziele 2030 werden dann er-
reicht, wenn die Erneuerbaren Energie-
Ausbauziele bis 2030 auch erreicht wer-
den und die Bundesregierung alles dafür 
tun, diese Ziele zu erreichen (Wetzel 
2024). Der Projektionsbericht des UBA 
wurde genau zu dem Zeitpunkt veröffent-
licht, nachdem der Bundesrechnungshof 
wenige Tage zuvor massive Kritik an der 
Energie- und Klimapolitik der Bundesre-
gierung (mangelnde Effektivität, hohe 
Kosten, geringe Effizienz) geübt hatte 
(BRH 2024). Im Mai 2024 hat der „Exper-
tenrat für Klimafragen“ den Projektions-
bericht des UBA dann auch als nicht zu-
treffend beurteilt (Expertenrat 2024). 

6. Zentraler identitätsstiftender Bestandteil 
der klimapolitischen Agenda ist die end-
gültige Abschaltung aller Kernkraftwerke 
in Deutschland, die am 15.4.2023 erfolgt 
ist. Das dem Bundesumweltministerium 
unterstellte „Bundesamt für die Sicherheit 
der nuklearen Entsorgung“ (BASE) kommt 
im Jahr 2024 in einer Studie  zu – dem vor-
hersehbaren – Ergebnis, dass nach den 
Worten von BASE-Präsident Christian 
Kühn „wir erwarten müssen, dass aus si-
cherheitstechnischer Sicht die möglichen 
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Vorteile dieser Reaktorkonzepte von 
Nachteilen und den nach wie vor unge-
klärten Fragen überwogen werden“ (Bo-
ckenheimer 2024). Das Studienergebnis 
ist damit voll auf der Linie der Bundesum-
weltministerin Steffi Lemke und sichert 
ihre klimapolitische Werteposition (ver-
meintlich) wissenschaftlich ab. Diese Stu-
die war für die Ampel-Regierung als Argu-
ment in der klimapolitischen Diskussion 
besonders wichtig, weil fast zeitgleich 
über 30 Staats- und Regierungschefs in 
Brüssel sich öffentlich verpflichtet haben, 
das „Potenzial der Nuklearenergie voll 
auszuschöpfen“ (Bockenheimer 2024). 
Hier steht der Verdacht auf eine Gefällig-
keitsstudie im Raum: „Grüne Lobbyarbeit 
auf Steuerzahlerkosten“ (Anastasiadis 
2024).  

7. Es ist daher logisch, dass politische Ak-
teure versuchen, (möglichst) alle ihnen 
unterstellte staatlichen Institutionen und 
nachgelagerten Behörden (BNetzA, UBA, 
BAFA, BASE, dena) mit eigenen politischen 
Personen zu besetzen, um sie als „Sprach-
rohre“ für ihre politische Sache einzuset-
zen. Erinnert sei hier an die (gefühlt) fast 
tägliche Mahnung des Chefs der Bundes-
netzagentur Klaus Müller im Winter 
2022/23, den Energie- und besonders den 
Gasverbrauch zu reduzieren, mit der er 
dieselbe Verhaltens-Botschaft des ihm 
vorgesetzten Bundeswirtschaftsministers 
Robert Habeck orchestrierte. Und der Ver-
such, den Geschäftsführerposten der dena 
mit einem persönlichen und politischen 
Vertrauensmann des Staatssekretärs im 
Bundewirtschaftsministeriums zu beset-
zen, war dann doch zu offensichtlich.  Der 
„Marsch durch die Institutionen“ war al-
lerdings erfolgreich, denn mittlerweile 
sind zahlreiche grüne (Ex)-Politiker in 
(fast) allen relevanten staatlichen Behör-
den bzw. Fachverbänden tätig. 

6.3. Schaffung von ökonomischen Anreizen 
zwecks Umsetzung der Politik 

Politische Akteure sind in hohem Maße daran 
interessiert, vielfältige Einkommenserzie-
lungsmöglichkeit auf dem politischen Markt 
zu schaffen bzw. zu erweitern und die Zu-
gangswege festzulegen, auf denen diese Mög-
lichkeiten genutzt werden (Winter 2024, S. 
38). Auf diese Weise sollen bestimmte gesell-
schaftliche Gruppen bzw. Teile der Bevölke-
rung finanziell bessergestellt und so in die 
Umsetzung der Politik einbezogen werden. 
Die so privilegierten Interessengruppen un-
terstützen einerseits die politischen Akteure, 
andererseits entwickeln sie eine hohe Eigen-
dynamik in der kontinuierlichen Ausweitung 
des Rahmens zur (zukünftigen) Einkommens-
erzielung (Cassel 2023, S. 857-859). Da mit 
der Ausgestaltung der Energiewende vielfäl-
tige technische und regulatorische Fragen zu 
beantworten sind, sind die politischen Ak-
teure auf die informationelle und konsultative 
Leistung der erneuerbaren Energien-Interes-
sengruppen angewiesen. Politiker haben ei-
nen starken Anreiz, möglichst differenzierte 
Regelungen und Einzelfalltatbestände zu 
schaffen, um gezielt ökonomische Vorteile zu 
gewähren, evtl. gesellschaftlichen Wider-
spruch bzw. Widerstand zu fragmentieren 
und sich so Wählerstimmen zu sichern. Ge-
rade im sehr kleinteilig gestalteten EEG-Sys-
tem können Politiker ökonomische Renten 
sehr spezifisch und gleichsam maßgeschnei-
dert an die gewünschte Bevölkerungsgruppe 
vergeben (Cassel 2023, S. 859).  

Das Erneuerbare Energien-Gesetz (EEG) ist 
hierfür das Paradebeispiel: Seit der Einfüh-
rung des EEG im Jahr 2000 haben sich zahlrei-
che mächtige Lobbyakteure im Energiesektor 
(neu) herausgebildet und sind vielfältige 
gleichgerichtete Akteurskoalitionen eingegan-
gen, um ihre ökonomischen Forderungen an 
die Politik heranzutragen. Die beteiligten Ak-
teure agieren strategisch als „Rent-Seeker“: 
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Die ökonomischen und die ökologischen Koa-
litionen haben gemeinsame informelle Netz-
werke herausgebildet, die sie nutzen, um ihre 
Interessen zu bündeln, sich in ihren Positio-
nen und ihrem Vorgehen informell abzuspre-
chen und sich privilegierte Zugänge zu den po-
litischen Entscheidungsträgern zu verschaffen 
(Cassel 2023, S. 850). Diese Netzwerke geben 
(nur) ausgewählte Informationen an die Poli-
tik weiter oder deuten sie zu ihrem eigenen 
Vorteil um und versuchen, ihre Forderungen 
mit Gemeinwohlargumenten zu kaschieren, 
was mit den bekannten klimapolitischen Nar-
rativen („Rettung der Menschheit“ und soge-
nannte „Freiheitsenergien“) bestens gelingt. 
Um ihren Positionen eine höhere Glaubwür-
digkeit zu verleihen, verweisen sie auf die von 
ihnen beauftragten wissenschaftlichen (Auf-
trags-) Studien.  

Die erneuerbaren Energien-Verbände setzen 
sich gegen eine Verschlechterung oder gar Ab-
schaffung der EEG-Einnahmen zur Wehr und 
bemühen sich um eine Weiterentwicklung ei-
nes für sie lukrativen „Förderumfeldes“. Die 
an der Wiederwahl interessierten politischen 
Entscheidungsträger gewähren diesen Ak-
teurskoalitionen zahlreiche finanzielle Vor-
teile und privilegierte Behandlung (z.B. Befrei-
ungstatbestände für EEG-Umlage, Festvergü-
tungssätze, auszuschreibende Mengen und re-
gionale Steuerungsinstrumente) und wälzen 
die Gesamtkosten – für den einzelnen letztlich 
nur schwer wahrnehmbar – auf die nur 
schlecht organisierte große Gruppe der 
Stromverbraucher bzw. mittlerweile der Steu-
erzahler ab. Auch nach verschiedenen Refor-
men bietet das EEG weiterhin vielfältige und 
attraktive Hebel für gezieltes und lukratives 
Lobbying (Cassel 2023, S. 858-59).  

Die Interessengruppen fordern weitere staat-
liche Eingriffe, Regulierungen oder Sonder-
vorteile für ihre Branche, was zu einer dyna-
mischen Interventionsspirale führt. So wird 
im ersten Schritt der Ausbau der Erneuer-

baren Energien (Photovoltaik, Windkraft) po-
litisch forciert, in zweiten Schritt werden dann 
die Nutzungsmöglichkeit des dann – zumin-
dest stundenweise – als Überschuss vorhan-
den Stroms ausgeweitet bzw. dessen Nutzung 
für die Endverbraucher vorgeschrieben (Wär-
mepumpen, E-Mobilität). Im dritten Schritt 
werden weitere Verbesserungen für diejeni-
gen vorgesehen bzw. durchgesetzt, die auf er-
neuerbare Energien setzen (z.B. Abnahmever-
pflichtung, Anschlusszwang, Förderpro-
gramme). Durch verschiedene in der Öffent-
lichkeit gut sichtbare Projekte im Strombe-
reich soll demonstriert werden, „es geht ja in 
die richtige Richtung“. Diese Projekte sind mit-
unter kurzsichtig und einseitig und werden – 
auch vor dem Hintergrund der spezifischen 
Wissenschaftsgläubigkeit der politischen Ak-
teure – ohne die zugrundeliegenden techni-
schen oder ökonomischen Zusammenhänge 
propagiert („Die Sonne schickt keine Rech-
nung“). Alle Akteure können sich aber in der 
Öffentlichkeit zufrieden zeigen mit ihrem An-
teil am „Erfolg der Energiewende.“ In der poli-
tischen Erzählung scheint es nur Gewinner zu 
geben: Die politischen Akteure haben zu-
kunftsgerichtet gehandelt und die richtigen 
politischen Weichen gestellt, die Öko-Lobbyis-
ten haben ihre Einkommenserzielungsmög-
lichkeiten genutzt und ausgeweitet und jeder 
Beteiligte ist stolz, an der gesamtgesellschaft-
lichen Herausforderung der „Klimarettung im 
Inland“ mitgewirkt zu haben.  

 

7. Lobbyismus zwischen gesell-
schaftlicher Steuerungsillusion, 
Allmachtsphantasien und Korrup-
tion 

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat sich 
ein enges, dichtes und unübersichtliches Netz-
werk zwischen verschiedenen Nichtregie-
rungsorganisationen (vor allem Agora Ener-
giewende, DUH sowie Umwelt- und Natur-
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schutzverbände) und Ministerien sowie ande-
ren politischen Akteuren entwickelt. Die Ak-
teure sind beruflich, ökonomisch, politisch 
und zum Teil auch privat in Netzwerken mit-
einander verbunden und pflegen einen inten-
siven personellen, fachlichen und politischen 
Austausch miteinander und haben – historisch 
und inhaltlich – eine große Nähe und enge 
Verbundenheit mit der Partei der Grünen. Alle 
Akteure eint, dass sie auf gesinnungsethischer 
Fundierung die gemeinsame klimapolitische 
Agenda verfolgen. Es ist nicht überraschend, 
dass derzeit von einem erheblichen Einfluss 
von NGOs auf die Ampel-Regierung ausgegan-
gen wird (Schreiber 2023). 

Die Grünen haben über Jahrzehnte hinweg ein 
„dichtes, filzartiges Netzwerk gebildet, das die 
deutsche Energiepolitik beherrscht“ (Gräber 
2024, S. 19) und das im Kampf gegen die 
Atomkraft ihr politisches Lebenswerk sieht. 
Fünf beamtete und zwei parlamentarische 
Staatssekretäre der Ampel-Regierung sind 
oder waren Mitglieder beim sogenannten „Rat 
der Agora“, der sich selbst als Debattenforum 
definiert und dem bedeutende Vertreter aus 
Politik, Wirtschaft und der Zivilgesellschaft 
angehören. Das Debattenforum findet weitge-
hend unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 
Brisant ist diese fachliche und personelle 
Nähe, die der Öffentlichkeit weitgehend vor-
borgen blieb, deshalb, weil die politischen Ak-
teure so zu Netzwerkern einer Klima-Lobby 
werden, die ihre eigenen Ziele vorantreibt 
(Gallina 2023). Das sogenannte „System Grai-
chen“ kennzeichnet einflussreiche personell 
und fachlich sich austauschende Netzwerke 
aus Öko-Lobbyisten, Vertretern von verschie-
denen NGOs, Wissenschaftlern sowie Vertre-
ter von Ministerien und politische Akteure, die 
vor allem auf persönlicher Nähe bzw. familiä-
rer Zugehörigkeit basieren und gemeinsame 
politische und eigeninteressierte Ziele anstre-
ben (Bockenheimer 2023, Gallina 2023). Es 
mangelt an fundamentalen Prinzipien wie 

Transparenz und Öffentlichkeit sowie argu-
mentativen Gegenpositionen (Pluralität), die 
entscheidend für die Regulierung der Grau-
zone zwischen Lobbyismus und Korruption 
sind (Wolf 2023, S. 211). „Stattdessen kann die 
Agora-Lobby auf dieses Netzwerk zurückgrei-
fen und ihre Projekte an den Ideen von Spit-
zenvertretern ausrichten sowie umgekehrt 
auch ihre Programme vorbringen und auf die 
Akteure in den Ministerien fachlich Einfluss 
nehmen“ (Gallina 2023). Deren argumentative 
Durchschlagskraft wird als bedeutend höher 
eingeschätzt, als es die im Lobbyregister ver-
zeichnete Finanzausstattung vermuten lässt 
(Eble 2024). Die BASE-Studie, die die zukünf-
tigen negativen Auswirkungen der neuen Re-
aktorkonzepte der „Generation IV“ für nicht 
hinnehmbar einschätzt, wurde an Institute 
vergeben, mit denen das Bundesumweltminis-
terium (BMU) bzw. die Bundesumweltminis-
terin Steffi Lemke enge Arbeitsbeziehungen 
unterhält. So hat das Öko-Institut Darmstadt 
seit Dezember 2021 sechzehn Aufträge bzw. 
Zuwendungen im Gesamtvolumen von 6,3 Mil-
lionen Euro aus dem BMU erhalten (Gräber 
2024, S. 20).  

Das sogenannte „grüne Lobby-Netzwerk“ ist 
eng mit der Person und dem Namen von Pat-
rick Graichen verbunden. Bei Agora Energie-
wende hat Graichen die energie- und klimapo-
litischen Konzepte ausgearbeitet, die er ab 
2021 als Staatssekretär im Bundeswirt-
schafts- und Klimaschutzministerium unter 
Robert Habeck umsetzen sollte (Corbach 
2018, S. 131). Auf diese Weise sind die For-
schungsprojekte und Arbeitsprogramme von 
Agora unmittelbar ins Regierungsprogramm 
eingeflossen, ohne hinreichend transparente 
Öffentlichkeit und wissenschaftliche Gegenpo-
sitionen, denn keine dieser Studien wurde in 
einem wissenschaftlichen Journal veröffent-
licht oder hat ein wissenschaftliches „Peer-Re-
view“-Verfahren durchlaufen. So kommt 
Georg Eble zur Einschätzung, dass die „Agora-
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Studien die Basis für die technologiespezifi-
schen Ausbauziele des EEG“ bilden (2024). 

Staatliche Macht, Lobbyismus und Korruption 
stehen in einem dynamischen Spannungsfeld 
zueinander. Die Kulmination dieses Span-
nungsfeldes lässt sich in einer Person und in 
einem Gesetzentwurf festmachen: Der am 
28.2.2023 bekannt gewordene Referenten-
entwurf zum Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
strahlt das Gefühl der staatlichen Machtvoll-
kommenheit der politischen Akteure aus 
(Schmid 2023). Der GEG-Entwurf geht auf den 
damaligen Staatssekretär Patrick Graichen zu-
rück und sah – für in Friedenzeiten nie dage-
wesene – gravierende staatliche Eingriffe in 
die Eigentums-, Freiheits- und Verfügungs-
rechte der Gebäudeeigentümer vor, die weit-
reichende wirtschaftliche, soziale und gesell-
schaftliche Auswirkungen und finanzielle Be-
lastungen der betroffenen Eigentümer und 
Mieter nach sich gezogen hätten. Nach Be-
kanntwerden des GEG-Entwurfs haben die po-
litischen Akteure deutlich gemacht, dass sie 
ihre Vorstellungen auch gegen heftige gesell-
schaftliche Widerstände und gegen die Mehr-
heit der Bevölkerung durchzusetzen bereit 
sind. Das Einschreiten des Bundesverfas-
sungsgerichts in den Gesetzgebungsprozess 
hat gezeigt, dass die politischen Protagonisten 
sich mit ihrer gesinnungsethischen Überle-
genheit auch über grundlegende Regeln des 
demokratischen und rechtsstaatlichen Aus-
handlungsprozesses hinwegzusetzen bereit 
sind. In diesem Sinne hatte schon der Grünen-
Vordenken Ralf Fücks seine eigene Partei vor 
der „autoritären Versuchung“ gewarnt (Hen-
necke 2020). Der „unerklärliche grüne Hoch-
mut“ (Schmid 2024) kulminiert in der Aussage 
von Wirtschaftsminister Robert Habeck, der in 
einem Bürgerdialog wissen ließ, dass das Ge-
bäudeenergiegesetz „ja ehrlichweise ein Test 
war, wie weit die Gesellschaft bereit ist, Klima-
schutz – wenn er konkret wird – zu tragen“ 
(Vetter & Wetzel 2024). Auch die Forderung 

von manchem politischen Akteur, dass man ja 
nur den „Mindset“ zu ändern brauche, offen-
bart die grundlegenden konstruktivistischen 
Gestaltungsvorstellungen und den politischen 
Allmachtsanspruch, der mit einer Verleug-
nung der realen Zusammenhänge und der tat-
sächlichen Bedürfnisse der Menschen einher-
geht.  

Es lassen sich zahlreiche Beispiele für das Ge-
fühl der staatlichen Machtvollkommenheit der 
politischen Akteure finden: Der damalige 
Staatssekretär Patrick Graichen empfiehlt 
Ende 2022 der energieintensiven Industrie, 
sie solle doch besser auswandern (Tichys Ein-
blick 2023). Den Stadtwerken legte er im 
Frühjahr 2022 nahe, sie sollten ihre Gasnet-
zinfrastruktur zurückbauen, weil sie ja in Zu-
kunft nicht mehr benötigt würde (Wetzel 
2022). Dass damit das für die Versorgungssi-
cherheit eminent wichtige 600.000 km lange 
Gasnetz und ein volkwirtschaftliches Vermö-
gen im unteren dreistelligen Milliardenbe-
reich zerstört wird, unterstreicht den gefühl-
ten Allmachtsanspruch von Patrick Graichen. 

Die vom Magazin „Cicero“ aufgedeckte – zu-
mindest „wahrheitswidrige“ – (Um-) Formu-
lierung von Aktenvermerken im Bundeswirt-
schaftsministerium Anfang März 2023, die die 
Grundlage für die – gesellschaftlich intensiv 
diskutierte – energie- und klimapolitische Ent-
scheidung über die Abschaltung der letzten 
Kernkraftwerke in Deutschland bildeten (Grä-
ber 2024), ist ebenso deutliches Zeichen der 
staatlichen Allmachts- und Herrschaftsphan-
tasie. Denn es stellte sich heraus, dass die po-
litischen Akteure sich ein grünes Rechtferti-
gungsnarrativ zusammen konstruiert hatten: 
„Sie waren sich von vornherein einig: Ein Ab-
rücken vom Kernenergieausstieg darf es nicht 
geben. Fachliche Argumente, die dafürspre-
chen, sollten gar nicht erst bekannt werden.“ 
(Gräber 2024, S. 19) Der fünfseitige Vermerk 
„Prüfung des Weiterbetriebs von Atomkraft-
werken aufgrund des Ukraine-Kriegs“ kam 
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daher zu eben diesem gewünschten Ergebnis 
und spiegelt doch nur die zugrundeliegende 
moralische Grundhaltung der klimapoliti-
schen Akteure wider. Die Heimlichtuerei und 
der – zumindest widersprüchliche – Umgang 
in der wahrheitsmäßigen Darstellung der 
Sachverhalte und ihrer politischen Bewer-
tung, die Gegenstand eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses sind, widerlegen 
die von Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck stets behauptete „ergebnisoffene und 
transparente“ Prüfung. Denn dass es allein um 
die konsequente Umsetzung der klimapoliti-
schen Agenda durch die politischen Akteure 
ging, daran lassen die von Cicero herausge-
klagten Unterlagen keinen Zweifel (Gräber 
2024). Oder anders gewendet: Weit unterhalb 
der Ministerebene war die klimapolitische Ge-
sinnung wichtiger als die fachliche Expertise, 
Sachverstand und eine vernünftige Abwägung 
von Kosten und Nutzen und das Gemeinwohl. 
Dies stellt eine eklatante Verletzung des Ver-
trauens der Menschen in die Rechtmäßigkeit 
des Handelns der staatlichen Akteure dar. 

Das gesinnungsethisch fundierte klimapoliti-
sche Narrativ duldet im gesellschaftlichen Dis-
kurs keinen Widerspruch, keine Kritik, keine 
Differenzierung und keine Kompromisse. Wer 
gegenüber dem politischen Narrativ eine ab-
weichende Meinung äußert, Sachzusammen-
hänge hinterfragt oder es wagt, Kritik zu äu-
ßern, wird vom gesellschaftlichen Diskurs 
ausgeschlossen. Auf diese systematische 
Rechtfertigungs- und Ablenkungsstrategie un-
ter Rückgriff auf Elemente des politischen Mo-
ralismus hatte bereits der Philosoph Hermann 
Lübbe im Jahr 1984 hingewiesen (2019, S. 
120). Wertebasierte Politik in Kombination 
mit politischem Moralismus schirmen sich 
wechselseitig gegen gesellschaftliche Kritik ab 
und immunisieren die politischen Akteure ge-
gen Angriffe, wenn korruptes und miss-
bräuchliches Verhalten aufgedeckt wird. Dies 
ist aber letztlich nichts anderes als ein 

Ausfluss der „autoritären Versuchung“ und 
damit ein gezielter Angriff auf die demokrati-
sche Kultur und rechtsstaatlichen Prinzipien 
in Deutschland (Jesse 2023, Pritzl & Söllner 
2022a).   

 

8. Schlussbetrachtung 

Transparenz, Aufklärung und Öffentlichkeit 
tun not! Transparenzregeln erzeugen einen 
öffentlichen Rechtfertigungsdruck auf die po-
litischen Akteure, durch den Lobbypraktiken 
öffentlich thematisiert und diskutiert sowie – 
falls diese nicht „öffentlichkeitsfähig“ (Leif 
2010, S. 5) sind – perspektivisch unterlassen 
werden. Transparenz und Öffentlichkeit die-
nen sowohl der Information über Lobbyismus 
als auch der Eindämmung der Korruption. 
Und es geht entscheidend auch darum, eine 
kritische Stellungnahme und argumentative 
Gegenposition zu ermöglichen, vor allem in 
den Situationen, in denen die Akteure das 
„Licht der Öffentlichkeit“ scheuen.  

Ein politischer Gesinnungsmoralismus, der 
dem politischen Gegner abspricht, legitime 
politische Positionen zu vertreten, untergräbt 
die Pluralität der Meinungen und zerstört 
letztlich eine offene Debattenkultur, verengt 
den gesellschaftlichen Diskurs und gefährdet 
die demokratischen und rechtsstaatlichen 
Grundlagen unserer Gesellschaft. Einem poli-
tischen Moralismus, der die Gesellschaft nach 
seinen Vorstellungen von oben herab zu ge-
stalten versucht und „wohlwollend-gesinnte“ 
gesellschaftliche Gruppen staatlicherseits för-
dert, sollte entgegengewirkt werden. Ein radi-
kaler Klimaaktivismus, der eine höhere Moral 
vorgibt und sich nicht an die gesellschaftliche 
Grundordnung gebunden fühlt, ist nicht zu 
rechtfertigen. Die Prinzipien des demokrati-
schen Verfassungsstaates stehen daher in ei-
nem unhintergehbaren Spannungsverhältnis 
zum politischen Moralismus. Hier ist an den 
mündigen Bürger als „Letztsouverän“ zu 
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appellieren: Der Wähler muss eine transpa-
rente und vorurteilsfreie Diskussion verlan-
gen, (wieder) mehr Wert auf verantwortungs-
volle und kritische Vernunft und Urteilskraft 
legen und die Etablierung abstrakter gesell-
schaftlicher Regeln statt der Herbeiführung 
konkreter Ergebnisse von den politischen 

Akteuren einfordern. Nur so besteht die 
Chance, dass in der Politik wieder ein ange-
messenes Verhältnis zwischen Gesinnung und 
Verantwortung, zwischen Moral und Vernunft 
und zwischen Idealismus und realer Politik 
auch in der Energie- und Klimapolitik in 
Deutschland einkehrt. ◼   

 
 
Der Autor gibt in diesem Beitrag seine persönliche Meinung wieder. Für wertvolle Anmerkungen und Anre-
gungen zu einer früheren Fassung sei Alexander Eisenkopf und Fritz Söllner gedankt.
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